
normen der westlichen Länder abzuleiten ist, wenn 
man von dem s t a a t l i c h e n  Charakter der juristi­
schen Personen absieht. Es ist unzweifelhaft, daß sich 
die gesamte Rechtsstellung der staatlichen sozialisti­
schen Außenhandelsunternehmen nach dem Recht des 
sozialistischen Staates richtet, für dessen Außenhandel 
sie tätig sind. Weder Qualifikationserwägungen noch 
Argumente, die sich auf den ordre public stützen, 
können dieser Schlußfolgerung entgegengesetzt werden. 
Diese ergänzenden Ausführungen Wiemanns erschienen 
angebracht, weil von den Gerichten einer Reihe von 
Staaten, z. B. Belgien, Italien, teils auch Frankreich, 
die Immunität des ausländischen Staates abgelehnt 
wird, soweit Handlungen dieses Staates zu beurteilen 
sind, die er jure gestionis, d. h. als Kaufmann, vor­
genommen hat.

Prof. L u n z billigte diese Ausführungen und zeigte 
noch, daß diejenigen, welche die abgesonderte Ver­
mögenshaftung der staatlichen juristischen Personen 
ablehnen, sich in einen unlösbaren logischen Wider­
spruch verstricken: Entweder werden die staatlichen 
Unternehmen als juristische Personen anerkannt, dann 
kann die Zwangsvollstreckung gegen sie nur wegen der 
von ihnen eingegangenen Verpflichtungen betrieben 
werden. Oder man betrachtet sie als unselbständige 
Teile des gesamten Staates, dann aber bedeutet jede 
Zwangsvollstreckung in ihr Vermögen eine Zwangsvoll­
streckung in das Vermögen des ganzen Staates, und 
das verstieße gegen das Prinzip der Immunität. Rechts­
anwalt T u r n e r  (Großbritannien) brachte zum Aus­
druck, daß die abgesonderte Vermögenshaftung staat­
licher Außenhandelsunternehmen unzweifelhaft dem 
britischen Recht entspreche.

Der 3. Tagesordnungspunkt, den die Kommission zu 
behandeln hatte, das Gebiet der internationalen Ver­
rechnungen, ist juristisch noch wenig geklärt. Um so 
größeres Interesse erweckten die Ausführungen von 
Prof. W a s s i l e f f ,  Direktor des Instituts für Rechts­
wissenschaft der Bulgarischen Akademie der Wissen­
schaften. Er beschäftigte sich vor allem mit dem Clear­
ing zwischen kapitalistischen und sozialistischen Län­
dern. Er unterstrich die Vorzüge eines solchen Ver­
rechnungsverfahrens, wobei er davon ausging, daß die 
Methode des zweiseitigen Clearing bei Zahlungen zwi­
schen Ländern verschiedener sozialer Struktur eine 
bedeutende Rolle spielen wird, ohne jedoch die Mög­
lichkeit mehrseitiger Clearings durch die Kombination 
verschiedener zweiseitiger Clearings auszuschließen. 
Einen breiten Raum nahmen in seinen Ausführungen 
die für das internationale Privatrecht besonders be­
deutsamen verschiedenen Beziehungen zwischen 
Schuldner und Gläubiger, zwischen diesen und den 
Clearingstellen (Banken) sowie zwischen den Banken 
selbst ein. Prof. Wassileff beschloß sein kenntnis­
reiches Referat mit einem Ausblick auf die Möglich­
keiten, das Clearingsystem in den Beziehungen zwi­
schen Staaten verschiedener Gesellschaftsordnung noch 
zu verbessern.

In der Diskussion sprachen Rechtsanwältin S c o t t  
S t o k e s  (Großbritannien), Prof. B o u v i e r, Rechts­
anwalt L i ki er (Frankreich) und Rechtsanwalt F o n -  
t e y n e (Belgien). Sie erörterten vor allem die Erleich­
terung und Verbesserung der internationalen Zahlun­
gen, wobei Prof. Bouvier ein System zur internatio­
nalen Regelung der Zahlungen im Weltmaßstab vor­
schlug. Wegen des vorwiegend ökonomischen Charak­
ters der Fragen gingen die meisten Beiträge über den 
Rahmen des Themas der Kommission hinaus, so daß 
die Probleme, obwohl sie höchstes Interesse fanden, 
nicht ausdiskutiert werden konnten.

Zieht man das Fazit der Beratungen der 2. Kom­
mission, so kommt man zu der Schlußfolgerung, daß 
ihr Hauptmangel darin bestand, daß sie nicht schon 
zu einem früheren Zeitpunkt zusammengetreten war. 
Im internationalen Rechtsleben sind derartige Kon­
ferenzen unerläßlich. Es hat sich gezeigt, daß Juristen 
der verschiedensten Länder wirkungsvoll in einer sol­
chen Form Zusammenarbeiten und sachlich über die 
für alle Staaten der Welt bedeutungsvollen Probleme 
des internationalen Privatrechts beraten können. Daß 
diese Überzeugung auch von den anwesenden Juristen 
geteilt wurde, kam in dem Wunsch der Kommission

zum Ausdruck, zur Behandlung solcher Fragen eine 
ständige Studienkommission und eine entsprechende 
Institution der Organisation der Vereinten Nationen 
zu schaffen.

*

Das nächste Thema des Kongresses — der Schutz der 
Rechte des Individuums im Strafverfahren — wurde in 
der Plenarsitzung von Richter G o m e z - C o r r e a  
(Chile), Rechtsanwalt Co H a r d  (Großbritannien) und 
Prof. G o l u n s k i  (UdSSR) behandelt. G o m e z - C o r ­
r e a  schilderte präzise, wie in einigen latein-amerikani­
schen Staaten während des Ausnahmezustandes die 
Verfassungsgarantien aufgehoben wurden, was zu den 
verschiedensten Formen des Gesinnungsterrors geführt 
hat. Prof. G o l u n s k i  gab einen Überblick über die 
Entwicklung des Strafverfahrensrechts in der Sowjet­
union und über die in verschiedenen Zeitpunkten durch­
geführten Maßnahmen zur Festigung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit!). Rechtsanwalt Co H a r d  unternahm es 
dagegen, eine gegenüberstellende Beschreibung dessen 
zu geben, was in verschiedenen Staaten an rechtlicher 
Regelung und Praxis auf dem Gebiet des Schutzes des 
Individuums im Strafverfahren besteht. Seine inter­
essanten Ausführungen waren von dem Wunsche ge­
tragen, ein Maximum an Sicherungen dafür zu ent­
wickeln, daß fehlerhafte Urteile vermieden werden. 
Wenn Collard auch betonte, daß ihm nur aus einigen 
Ländern genügend Fakten über die Praxis der Straf­
gerichte bekannt seien, so nahm das Plenum doch sei­
nen rechtsvergleichenden Überblick mit großer Auf­
merksamkeit entgegen. Zweifellos wird er die Juristen 
mancher Länder anregen, nach den Gründen dafür zu 
forschen, weshalb das Prinzip der Öffentlichkeit oder 
das der beschleunigten Prozeßdurchführung oder das 
unbedingte Verbot der Diskriminierung im Strafver­
fahren im Rechtssystem ihres eigenen Landes nicht oder 
doch nicht konsequent beachtet wurden. Denn ohne seiner­
seits in eine solche Untersuchung der Ursachen einzu­
treten — die auch den Rahmen eines Kongreßberichts 
gesprengt hätte —, gelangte Collard zu Vorschlägen 
darüber, welche Minimalforderungen unter dem Ge­
sichtspunkt des Schutzes der Rechte der Bürger an 
jedes Strafverfahren zu stellen sind.

Im Vordergrund der Erörterungen in der strafrecht­
lichen Kommission stand der Protest gegen den Bruch 
der formalen, dem Schutze der Person dienenden Ga­
rantien in den kolonialen und halbkolonialen Ländern 
und in der westdeutschen Bundesrepublik. Rechts­
anwalt S h a r p e  (Großbritannien) leitete die Diskus­
sion über dieses Thema ein, indem er von einer Infor­
mationsreise nach Venezuela berichtete, die ihm die 
Diskrepanz zwischen dem geschriebenen Recht und der 
bestehenden Praxis in Latein-Amerika deutlich vor 
Augen geführt habe. Als Beispiel für Hunderte von 
gleichgelagerten Fällen erwähnte er das Schicksal eines 
Gewerkschaftsfuniktionärs, der seit sechs Jahren ohne 
Anklage und Gerichtsverfahren in Haft gehalten werde. 
Die gleichen und noch schwererwiegende Tatsachen 
wurden aus anderen südamerikanischen Ländern be­
richtet. Der verfassungswidrig verhängte Ausnahme­
zustand und der sog. Kriegszustand, in denen jegliche 
prozessualen Garantien beseitigt werden, sind in vielen 
Ländern zur Regel geworden. Aus Argentinien berich­
tete einer der Diskussionsredner, daß der Ausnahme­
zustand faktisch seit 1930 bestehe und seit 25 Jahren 
nicht mehr vom Schutz der Rechte des Individuums ge­
sprochen werden könne. Lediglich 1 Prozent der Ge­
fangenen wurde auf Grund eines richterlichen Ent­
scheids verhaftet, alle anderen durch die Exekutive, und 
zwar auf unbeschränkte Zeit, in Haft genommen. Daher 
traten die Vertreter der latein-amerikanischen Länder 
dafür ein, daß auch im Ausnahmezustand die Rechte 
des Individuums nicht angetastet werden dürften.

Erschütternd waren die Berichte der Juristen aus den 
arabischen Ländern über das Ausmaß und die Metho­
den des Kolonialterrors. Erschießungen ohne gesetzliche 
Grundlage, durch die Exekutivbehörde verhängte Kol­
lektivstrafen, Diskriminierung der einheimischen Be­
völkerung wurden oder werden angewandt. Ein Ver-

3) Diese Hede wie auch die anderer Delegierter wird im 
nächsten Heft des Mitteilungsblattes der Vereinigung Demo­
kratischer Juristen Deutschlands veröffentlicht werden.
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